
Zahnärzte wollen den Wechsel in …
de sind offensichtlich: 68,9 Pro-
zent bekennen, dass sie sich we-
gen der Budgetierung schon öfter
gezwungen sahen, Leistungen in
das Folgequartal zu verschieben.

Mittel der Wahl ist die Auswei-
tung von Mehrkostenregelungen,
um den Kassenpatienten auch
hochwertige Leistungen anbieten
zu können, ohne dass diese ihren
Anspruch auf die Kassenleistung
verlieren. Festzuschüsse der Kos-
tenträger werden im Grundsatz
von 56 Prozent der befragten Zahn-
ärzte als ein richtiger Ansatz an-
gesehen, um zu mehr Eigenverant-
wortung zu gelangen – 83,3 Prozent
halten allerdings das derzeitige
geltende Zahnersatz-Festzuschuss-
system für viel zu kompliziert.

Noch-Bundesgesundheitsmi-
nisterin Ulla Schmidt (SPD) hat ver-
gangene Woche schon einmal ge-
zeigt, wohin ihrer Meinung nach der
Weg in der Gesundheitspolitik ge-
hen soll. Sie forderte ein Ende des
Zwei-Klassen-Services mit Be-
vorzugung von Privatpatienten bei
der Terminvergabe und will eine
Termingarantie einführen. Das
gehöre im Falle eines Wahlsie-
ges zu ihren ersten Reformvor-
haben, erklärte Schmidt.

Als Ursache für diesen Zwei-Klas-
sen-Service sieht sie die höhe-
ren Honorare für die Behandlung
von Privatpatienten. Ihre Konse-
quenz daraus: Nivellierung der
Honorare bei PKV- und GKV-Ver-

sicherten und eine einheitliche Ge-
bührenordnung. Die Ärztehonora-
re müssten sich nach dem Aufwand
für den Patienten richten, nicht
nach dessen Versichertenstatus.
Steigerungssätze sollen bei beiden
Versicherungstypen für beson-
dere Qualität möglich sein.

Bei einer erneuten Berufung
zur Gesundheitsministerin werde
sie einer Novelle der Gebühren-
ordnung für Ärzte (und damit si-
cher auch der Gebührenordnung
für Zahnärzte) nur dann zustim-
men, wenn die Kammern bereit
seien, über eine einheitliche Ge-
bührenordnung zu diskutieren.
Die gesetzlichen Kassen seien
laut Schmidt bereit, Steigerungs-
sätze zu vereinbaren, wenn dies
mit zusätzlicher Qualität verbun-
den sei.

Führende Politiker von CDU/CSU
und SPD haben eine Woche vor der
Bundestagswahl zudem einen
strengen Sparkurs angekündigt.
Man werde angesichts der noch
kommenden Auswirkungen der
globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise sich darauf einstellen
müssen, die Bundesanstalt für
Arbeit und auch das Gesund-
heitssystem weiter mit Steuer-
geldern unterstützen zu müssen,
so Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück (SPD) am Sonntag-
abend in der ARD-Talkshow von
Anne Will. Da sei kein Spielraum
für mehr Ausgaben und Steuer-
erleichterungen, die nötige Kre-

ditaufnahme für den Bundes-
haushalt werde eine bisher noch
nie erreichte Höhe haben.

Auch CSU-Wirtschaftsminister
Karl-Theodor zu Guttenberg kün-
digte in derselben Sendung an:
„Wir werden sparen müssen, wir
werden auf das eine oder andere
Liebgewonnene verzichten müs-
sen.“ Er wolle aber an den von
der CSU am Montag erneut ge-
forderten Steuersenkungen ab
2011 festhalten. n
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Streit um die regionalen . . .
Mitte in Frankfurt (Main) erreicht, so
Rechtsanwältin Barbara Schramm
von Avocado Rechtsanwälte aus
Köln, die in diesem Jahr die Firmen
Brasseler und Mectron, Dentaid,
Cumdente und Zhermack vertritt.
Für die Berlindentale sind die Ver-
fahren noch offen. „Die Gerichte
urteilen hier zum Teil aber auch
sehr unterschiedlich, so gibt es et-
wa aus Bayern und Frankfurt von
zwei Kammern zwei gegensätzli-
che Urteile“, so Schramm.

Überwiegend sind die Gerich-
te bislang jedoch den Argumenten
der klagenden Unternehmen ge-
folgt, dass die marktbeherrschen-
den Fachdentals in der Darstellung
der Veranstalter und somit auch
in der Wahrnehmung der Besucher
Produktmessen seien und nicht
mehr reine Hausmessen der ver-
anstaltenden regionalen Depots,
wie von diesen gerne behauptet.
So seien bei nur fünf bis acht De-
pots teilweise 150 Hersteller ver-
treten. Auch in der Eigenwerbung
der Messen werde nach wie vor
der Eindruck hervorgerufen, dass
man eine umfassende Produkt-
schau für Zahnarzt und Zahn-
techniker biete.

Dass die Unternehmen jedes
Jahr wieder mit Einzelklagen vor
Gericht ziehen müssen, sei auch
durch Wechsel bei den verant-
wortlichen Veranstaltern und ver-
änderte Ausstellerbedingungen
bedingt. Die Veranstalter der Fach-
dental Leipzig hätten allerdings

reagiert, die Messe sei jetzt für alle
Aussteller geöffnet, die nicht über
den Handel vertreibenden Aus-
steller müssten zwar höhere Stand-
gebühren zahlen, aber das sei
noch im Rahmen des Hinnehm-
baren und mit Verweis auf die von
den Veranstaltern geleisteten
Werbemaßnahmen etc. rund um
die Messe gerechtfertigt. Für nicht
gerechtfertigt hätten die Richter
des Landgerichts Leipzig aber den
Versuch gehalten, auch eine Um-
satzbeteiligung von 20 Prozent von
den Direktvertreibern zu verlan-
gen, so Schramm.

Insgesamt seien diese Klagever-
fahren aber sowohl für die Kläger
als auch für die Messeveranstal-
ter eine hohe Belastung: Bereits
seit April 2009 sind an insgesamt
sieben Gerichtsstandorten auf-
wendige Hauptsacheklagen an-
hängig. 

Während die Urteile in den ver-
gangenen Jahren von den Mes-
severanstaltern problemlos ak-
zeptiert wurden, seien die Unter-
nehmen in diesem Jahr teilweise
dazu gezwungen, ihren Anspruch
auf Zuweisung im Wege der Zwangs-
geldfestsetzung gegen die Ge-
schäftsführer der veranstalten-
den Depots durchzusetzen. Eine
Standplatzzuweisung wurde für
die Norddental 2009 unter dem
Druck der Zwangsgeldfestsetzung
erst 36 Stunden vor Beginn der
Messe vorgenommen. Ziel sei es
jetzt, eine kartellrechtliche Über-
prüfung der Zulassungspraxis

durch das Bundeskartellamt in
Bonn anzustoßen. Erste  Kontak-
te zu der zuständigen Beschluss-
kammer wurden bereits aufge-
nommen, so Schramm.

Bereits seit einigen Jahren kla-
gen viele Aussteller über eine
schwindende Resonanz der Mes-
sen bei Zahnärzten, Zahntechnikern
und Praxismitarbeitern. Viele Be-
sucher liefen nur durch die Hal-
len, zu echten Informations- oder
gar Verkaufsgesprächen mit Ab-
schluss komme es immer seltener,
heißt es. Die Besucherzahlen bei
einigen Messen stagnieren oder
sinken, wirklich gut laufen aus
Sicht vieler Aussteller eigentlich
nur die Messen in Leipzig, Frank-
furt (Main), Stuttgart und Mün-
chen.

„Wir sind nicht mehr auf allen
Messen dabei, die Kosten sind
einfach zu hoch und durch das
Ergebnis nicht mehr gerechtfer-
tigt“, so auch große, internatio-
nal agierende Dentalunterneh-
men. Viele kleinere Unternehmen
hätten vor den Kosten und den
neuen Umsatzklauseln ohnehin
kapituliert und kämen gar nicht
mehr.

Die veranstaltenden Depots
gehören inzwischen überwiegend
zu den großen drei Dentalhan-
delsunternehmen Henry Schein,
Pluradent und NWD-Gruppe oder
zu den großen Depots in der Den-
tal-Union. Die Verantwortung für
die regionalen Messen liegt bei
den regionalen Depots. Aufsei-
ten der Depots sieht man die wei-
tere Entwicklung der Fachdentals
durchaus kritisch. Der Kernge-

danke der Leistungsschau des
Dentalfachhandels sei in den ver-
gangenen Jahren beim „Drang
nach Größe“ in den Hintergrund
geraten, für die Fachöffentlich-
keit und die Besucher sei dieser
Gedanke oft nicht mehr zu er-
kennen gewesen, heißt es. Aus
Sicht der Industrie seien sicher
nicht alle der acht regionalen Mes-
sen wirklich lohnend, abhängig
auch vom Einzugsbereich. Für die
Depots seien die Messen jedoch
oft sehr bedeutend und bildeten
doch ein sehr breites Spektrum ab.

Man müsse nach so vielen Jah-
ren aber gemeinsam mit den Part-
nern in der Industrie das Konzept
und die Zahl der Messen auch mit
Blick auf die Relation von Aufwand
und Nutzen auf den Prüfstand stel-
len und gemeinsam über neue
Wege nachdenken. Dabei müsse
man sich entscheiden, in welche
Richtung sich die Messen ent-
wickeln sollen: Wieder hin zu ech-
ten Leistungsschauen des Den-
talfachhandels, auf denen aber
auch wirklich diese Leistungen
präsentiert werden müssen und
die dann auch nur für die Partner
der Depots offen stehen können,
oder zu reinen Ausstellungsmes-
sen. Entscheide man sich für den
letzteren Weg, gebe es keinen
Grund mehr, Direktvertreiber von
den Messen auszuschließen. Dann
aber stelle sich auch die Frage,
ob die Depots dafür als Veran-
stalter den hohen Aufwand und
die Kosten noch übernehmen sol-
len und wollen. Damit drohe im
schlimmsten Fall der Verlust der
regionalen Messen. n
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Konzepte für die Zeit nach der Praxis
Zukunftspraxis 50 Plus e.V. möchte eine Lobby für ältere Zahnärzte sein

Die demografische Entwicklung ist ein
zentrales Problem der Gesamtbe-

völkerung. Für viele bisher noch unbe-
merkt ist der zahnmedizinische Bereich
hiervon auch stark betroffen: Mehr als
14.000 der praktizierenden Zahnärztinnen
und Zahnärzte sind über 55 Jahre alt – das
ist nahezu ein Viertel der Zahnärzteschaft.
Um den Problemen dieser Zielgruppe eine
angemessene Wertigkeit zu verschaffen und
sie bei der Vorbereitung der Praxisabgabe

zu unterstützen, wurde der Verein Zukunfts-
praxis 50 Plus e.V. gegründet.

Auch wenn es selbstverständlich sein soll-
te, dass das Ende der beruflichen Laufbahn
langfristig geplant und vorbereitet werden
muss, ist dies leider nicht jedem Zahnarzt
klar. Untersuchungen bestätigen, dass sich
Zahnärzte oft viel zu spät mit der Praxis-
abgabe und den vorbereitenden Maß-
nahmen beschäftigen. Die Folge sind im-
mer mehr Praxen, die unter Wert veräußert
werden müssen. Und damit ist die Alters-
vorsorge der Zahnärzte in Gefahr. Das
primäre Ziel sollte es daher sein, den Pra-
xiswert bis zum Schluss zu sichern.

Der Verein Zukunftspraxis 50 Plus e.V.
möchte eine Lobby für ältere Zahnärzte sein
und eine Plattform zum Erfahrungsaus-
tausch bieten. Für junge Zahnärzte wird sehr
viel getan, die älteren werden oft mit ihren
Problemen allein gelassen. Deshalb ha-
ben sich die Vorstandsmitglieder Dr. Fritz-
Josef Willmes (1. Vorsitzender, Ehrenprä-
sident der BZÄK, Burgrieden), Prof. Dr. Hel-
mut Börkircher (Stellvertretender Vorsit-

zender, Experte für betriebswirtschaftliche
Analysen und Praxismarketing) und die
Beisitzer Dr. Wolfgang Gutermann (ehe-
maliger KZV-Vorsitzender, Heidelberg) und
Horst Cox (ehemaliger Geschäftsführer der
KZV Tübingen und Leiter der Geschäftsstelle)
einiges vorgenommen: Die Vereinsmitglie-
der sollen in Sachen Recht, Steuern, Finanzen,
Betriebswirtschaft, Marketing und Quali-
tätsmanagement beraten und betreut wer-
den. Derzeit entstehe ein Netzwerk von Spezia-
listen, das Mitgliedern kostenlose telefonis-
che Erstberatung biete. Bei einer nachfolgen-
den Zusammenarbeit können Vereinsmitglie-
der von ermäßigten Konditionen profitieren.

Durchgeführt werden auch Vorberei-
tungsseminare zur Praxisabgabe. Unter
anderem wird über die rechtliche Gestal-
tung des Praxisverkaufs, Konzepte zur Er-
haltung und Steigerung des Praxiswertes
sowie Fragen zum Qualitätsmanagement
referiert und diskutiert.

Die genauen Termine und eine aktuelle
Liste der Kooperationspartner sind unter www.
zukunftspraxis-50plus.de zu finden. n


